Das Geld muss von A nach B!

Redebeitrag zur Kundgebung „Aktion Geldbeschaffung“, 17.12.2009
Christoph Spehr, Landessprecher DIE LINKE Bremen
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

liebe Freunde,

liebe Weihnachsmarktbesucher!

Das Anliegen unserer Aktion heute ist denkbar einfach. 

Es lautet: Das Geld muss von A nach B! 
Was meinen wir damit? 

In dem Gebäude hinter uns wird heute der Bremer Haushalt 2010 verabschiedet. Bremen gibt im Jahr 4 Milliarden aus und nimmt 3 Milliarden ein. Wir merken sofort: Da fehlt was. Es ist eine Milliarde, die in diesem Jahr fehlt, um die Ausgaben zu decken. 
Es ist aber trotzdem so, dass die Ausgaben viel zu niedrig sind. Im Bundesland Bremen fehlt es an allen Ecken und Enden. 

Hier sind einige unter uns, die direkt aus einer der Sardinenbüchsen gekommen sind, die man Hochschulen nennt. In den überfüllten Seminaren und Hörsälen macht man seit einigen Jahren jetzt eine Hochschulreform. Die besteht darin, dass man den Sardinen beibringt, sich schneller im Takt umzudrehen. Man nennt das Bologna-Prozess. In den letzten Jahren ist mit immer neuen Kürzungen die Hochschule niedergespart worden, bis zur Schließung ganzer Fachbereiche. Hier wird für Bildung viel zu wenig Geld ausgegeben. 

Dasselbe gilt in den Schulen. Wenn unsere Schulen Flugzeuge wären und die LehrerInnen Piloten, dann dürften sie nicht starten. Piloten dürfen nämlich bei den meisten Fluglinien ab 55 Jahren nicht mehr fliegen. Das ist aber exakt das Durchschnittsalter der LehrerInnen in Bremen, weil jahrelang niemand mehr eingestellt wurde. Auch hier fehlt jede Menge Geld. 

Knapp 100.000 Menschen im Land Bremen müssen von Hartz IV oder Sozialgeld leben. Das reicht hinten und vorn nicht zum Leben. Der Senat plant allerdings, die Kosten der Unterkunft im nächsten Jahr zu senken, namentlich die Mietobergrenzen. Viele Hartz-IV-Empfänger arbeiten übrigens. Nur arbeiten sie in Jobs, die so schlecht bezahlt werden, dass es nicht zum Leben reicht. Das gilt auch für die Mehrzahl derer, die in öffentlich geförderter Beschäftigung arbeiten. Es gilt sogar für einige im öffentlichen Dienst. 

Bei den Kliniken stellt man fest: Es muss renoviert werden. Das kostet am Klinikum Mitte 250 Millionen. Das Geld wird aber nicht eingestellt, sondern man sagt: Dann entlassen wir einfach 1.000 Beschäftigte. Der Rest arbeitet dann eben schneller. 

All das zeigt: Es reicht nicht. Es wird weiter Personal abgebaut, es werden Leistungen abgesenkt, notwendige Schritte für Armutsbekämpfung und Beschäftigung werden unterlassen. 

Richtig schlimm wird es aber erst in Zukunft. Ab 2011 soll die sogenannte Schuldenbremse greifen. Das ist schwer zu glauben, aber Politik ist ja manchmal unglaublich dämlich. Da sitzen die Finanzminister der Länder und des Bundes zusammen, alle haben Defizite und Schulden, und dann kommt jemand auf die geniale Idee: Wir verbieten uns einfach, Schulden zu machen! Das ist schwer nachzuvollziehen, aber so läuft das. Und Bremen hat den Antrag im Bundesrat gestellt, der Senat hat gesagt, „Die Schuldenbremse ist eine Chance für Bremen.“ Das klingt verwirrt, aber genauso ist es passiert. 
Mit der Schuldenbremse im Grundgesetz sollen die Ausgaben von derzeit 4 Milliarden auf die Höhe der Einnahmen heruntergeschraubt werden, also auf 3 Milliarden – innerhalb der nächsten 10 Jahre. Analog zu den „Schlecker XL“-Läden könnte man sagen: Das wird ein Bremen XS. Alles ein Viertel kleiner und prekärer. Das wird bedeuten: Personalabbau. Sozialabbau. Abbau öffentlicher Leistungen. Privatisierung. Man wird verkaufen müssen, das wird auch schon gefordert. In einigen Jahren steht dann hier an der Bürgerschaft vermutlich drüber: „Bertelsmann-Arena“. An der Uni wird stehen: „AOL-Station für Gehirnjogging.“ Und so weiter. 

Hier gibt es nur eins: Wir werden uns quer legen. Diese bescheuerte Idee einer gewaltigen Kürzungsorgie ist mit uns nicht zu machen!
Man fragt sich natürlich: Wo ist eigentlich das ganze Geld, das da fehlt? Die Antwort ist wieder einfach: Es liegt auf der Bank. In den letzten Jahren sind die Gewinne der Unternehmen und die privaten Vermögen förmlich explodiert. Hier ist umverteilt worden von unten nach oben in unvorstellbarem Umfang. 

Dazu vielleicht noch eine Zahl. Im Land Bremen sind knapp 40.000 Menschen arbeitslos. Umgekehrt müssen diejenigen, die einen Job haben, immer länger arbeiten, und vor allem immer intensiver. Die arbeiten sich buchstäblich kaputt. Wenn Arbeit gleich verteilt wäre, dann würden alle 30 Wochenstunden arbeiten. Und wenn die Löhne sich so entwickelt hätten in den letzten 10 Jahren wie die Produktivität, dann ginge das mit vollem Lohnausgleich. 

Dass das nicht so ist – dass wir Massenarbeitslosigkeit, inhumane Arbeitsbedingungen und miese Stundenlöhne haben – spart den Unternehmen im Land Bremen jährlich 3 Milliarden. Um so viel kriegen sie die Arbeit billiger, als wenn die Arbeit gleich verteilt und angemessen bezahlt wäre. Umgekehrt gibt der Staat im Land Bremen insgesamt etwa 600 Millionen für das System Massenarbeitslosigkeit aus. Die Differenz – also etwa 2,5 Millionen – fehlt. Sie schafft Armut. Armut als Ergebnis kapitalistischer Umverteilung nach oben. 
Das Geld, was aufgrund der ständigen Umverteilung nach oben auf der Bank liegt, schafft dann die Krise. Weil es nirgends vernünftig investiert werden kann – die öffentlichen Kassen sind ja leer, und die Menschen sind pleite – geht es in die Spekulation, auf die Finanzmärkte. Und wenn die Blasen platzen, wie wir das erlebt haben, dann werden weltweit Billionen ausgegeben für die Rettung der Banken, und natürlich sollen wieder wir alle das bezahlen. 
Die Lösung dieser miesen Lage besteht in dem, was wir heute machen. Das Geld muss von A nach B. Es muss umverteilt werden – durch eine offensive Steuerpolitik, eine offensive Lohnpolitik, durch Arbeitszeitverkürzung mit Lohn- und Personalausgleich, durch Übernahme zentraler Wirtschaftsbereiche in öffentliche Verantwortung und öffentliches Eigentum. 

Weil die Politik so schwer von Begriff ist und sich so sehr fürchtet, diese Lösung vorzunehmen, zeigen wir heute schon mal, wie es geht. Wir gehen rüber zu nahe gelegenen Banken und holen von dort das überschüssige Geld und bringen es hierher. Hier, wo es im öffentlichen Haushalt fehlt. Hier, wo wir alle ziemlich genau berichten können, für was alles das Geld fehlt und dringend sinnvoll eingesetzt werden muss. 

Ich finde es ganz wichtig, dass wir im Bündnis und hier heute auf der Kundgebung ein ganz breites Spektrum unterschiedlicher Gruppen haben, die alle unterschiedlich betroffen sind vom finanziellen Knebel-Kurs. Wir fangen an, uns gemeinsam zu unterstützen – etwa bei den vielen Aktionen gegen den Super-Lohndrücker Schlecker, mit der Unterstützung der Reinigungskräfte, mit den Aktionen gegen Zeitarbeitsfirmen. Wir fangen aber auch an, das gemeinsame Interesse dabei zu artikulieren. Wir sind nicht allein, sondern wir gehören zusammen, und wir organisieren gemeinsam Widerstand. Für mehr Geld – weniger Arbeit – schöner Leben. Und jetzt geht es ran ans Geld. 
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